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Friedhof und Grabmal

Verfahrensgegenstand sind in
beiden Fällen Bestimmungen,
mit denen Zertifikate über die

Produktionsbedingungen zur Voraus-
setzung einer Aufstellgenehmigung
für Grabsteine gemacht werden.Nach
einer massiven Medienkampagne hat-
ten München und Andernach Ände-
rungen in ihre Friedhofssatzungen
aufgenommen, auf Grund derer
Steinmetze nachweisen müssen, dass
die von ihnen angebotenen Grabstei-
ne in der gesamten Produktionskette
ohne Kinder- und Sklavenarbeit her-
gestellt worden sind.

rung fehlt und die Nachweiserforder-
nisse nicht geeignet sind, ihren vorge-
blichen Zweck zu erfüllen. Die ange-
griffenen Bestimmungen resultieren
inVerletzungen der Rechte der Stein-
metze und der Steinhändler (Block-,
Platten- und Grabmalhändler), die
auch zu Schadensersatzansprüchen
gegen-über den Gemeinden führen
können.

Fehlende Satzungshoheit
Die Satzungsänderungen werden
durch die betroffenen Gemeinden auf
die sogenannte Ortshoheit gestützt.
Dabei handelt es sich um das Recht
der Kommunen, alle Angelegenheiten
der örtlichen Gemeinschaft im Rah-
men der Gesetzes eigenverantwortlich
zu regeln. Durch Art. 28Abs. 2
Grundgesetz wird die Ortshoheit ver-
fassungsrechtlich garantiert.Auf dieser
Grundlage können auch kommunale
Satzungen erlassen werden.
Gegenstand solcher Satzungen dürfen
aber nur Belange der örtlichen Ge-
meinschaft sein.Was darunter zu ver-
stehen ist, hat die Rechtsprechung,
insbesondere das Bundesverfassungs-
gericht, klar definiert. Es handelt sich
um diejenigen Bedürfnisse, »die in der
örtlichen Gemeinschaft wurzeln oder
auf sie einen spezifischen Bezug ha-
ben, also die Gemeindeeinwohner ge-
rade als solchen gemeinsam sind, in-
dem sie das Zusammenleben und –
wohnen der Menschen in der
(politischen) Gemeinde betreffen«
(BVerfGE 79, 127, 151f.). Natürlich
wird niemand bestreiten, dass die
kommunalen Friedhöfe und das Be-
stattungswesen zu den ureigensten Be-
langen einer örtlichen Gemeinschaft

gehören. Aus diesem Grund ist es
selbstverständlich zulässig, dass Kom-
munen Friedhofssatzungen erlassen.
Die Satzungshoheit beschränkt sich
jedoch auf die Regelung der Fried-
hofsbenutzung. Die Benutzung des
städtischen Friedhofs wird aber durch
die Herkunft des Steinmaterials der
Grabmale in keiner Weise beeinflusst.
Die Herstellung von Grabsteinen und
Steinblöcken im Ausland fällt in das
Vorfeld der Benutzung. Es entspricht
gefestigter Rechtsprechung,dass dieser
Bereich nicht von der örtlichen Rege-
lungskompetenz erfasst ist.
In München und Andernach sind in
die Satzungen Regelungen aufge-
nommen worden, die keinen konkre-
ten Bezug zur betroffenen Gemeinde
aufweisen. Keiner der beteiligten
Kommunalvertreter wird behaupten
wollen, Kinder- und Sklavenarbeit sei
ein spezifisches Problem, das in seiner
Gemeinde wurzelt.Ziel der Satzungs-
änderungen war ausdrücklich die Be-
kämpfung der Kinderarbeit in ande-
ren Staaten.
Das mag politisch lobenswert erschei-
nen, kann aber rechtlich nicht zur
Ausdehnung der verfassungsmäßigen
Kompetenzen der Kommunen heran-
gezogen werden. Aus gutem Grund
sieht das Grundgesetz eine klareTren-
nung der Zuständigkeiten vor. Belan-
ge der Außenpolitik, der Wirtschaft
und desWelthandels sind der Bundes-
regierung vorbehalten, die örtlichen
Angelegenheiten der Kommune. Da-
her ist es juristisch unbedenklich,
wenn eine Gemeinde in einer Satzung
die Benutzung des örtlichen Fried-
hofs regelt.Wenn sie jedoch versucht,
über die Friedhofssatzung Einfluss auf
dieWeltpolitik zu nehmen,verlässt die
Gemeinde ihren Zuständigkeitsbe-
reich. Gleichermaßen dürfen Kom-
munen nicht den Luftverkehr über
ihrem Gemeindegebiet regeln oder
Zölle auf ausländischeWaren erheben.
Kinderarbeit in der DrittenWelt kann
nicht durch die Satzungen deutscher
Gemeinden beseitigt werden. Es ist
nicht Aufgabe der Kommunen, Miss-
stände zu bekämpfen, die weit jenseits
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Streitgegenständliche Bestimmungen
der Münchner Friedhofssatzung, § 23
Abs. 2:

Es dürfen nur Grabmale aufgestellt wer-
den, die nachweislich in der gesamten
Wertschöpfungskette ohne ausbeuteri-
sche Kinderarbeit im Sinne der ILO-Kon-
vention 182 hergestellt sind.

Naturstein hat in Ausgabe 12 / 2007 ausführlich über
»Kinderarbeit in Exportsteinbrüchen« berichtet. Erwähnt
wurden auch Bestrebungen von Kommunen, in ihre Fried-
hofssatzungen Nachweispflichten über die Herkunft des
Steinmaterials aufzunehmen. Zwei Kommunen müssen
nun die Satzungsänderungen im Rahmen von Normen-
kontrollverfahren auf ihre Rechtmäßigkeit prüfen lassen.

Verfahrensgegenstand
In den Normenkontrollverfahren
geht es ausschließlich um die Frage,
ob deutschen Kommunen die Zu-
ständigkeit für den Erlass derartiger
Satzungsbestimmungen zusteht. Bei-
de Städte berufen sich bei der Ände-
rung ihrer Friedhofssatzungen sowohl
auf das kommunale Selbstverwal-
tungsrecht als auch auf die Konven-
tion 182 der Internationalen Arbeits-
organisation (ILO) zur Bekämpfung
der Kinderarbeit.
Die Antragsteller in denVerfahren ge-
hen davon aus, dass den Kommunen
die Kompetenz für die Satzungsände-
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ihrer Gemeindegrenzen und Zustän-
digkeiten liegen.Andernfalls ließe sich
die Zuständigkeit der Gemeinden
über das Ortrecht hinaus allein durch
Schicklichkeitserwägungen einzelner
Bürger global ausdehnen. Stadtvertre-
tungen könnten sonst Satzungen be-
schließen, nach denen das Tragen be-
stimmter Turnschuhmarken, die be-
kanntermaßen in Kinderarbeit herge-
stellt werden, auf den öffentlichen
Plätzen untersagt wird.
Findet sich schon keine Zuständigkeit
für die Satzungsänderung im deut-
schen Recht, können sich die Kom-
munen um so weniger auf das inter-
nationale Recht berufen.Die angebli-
cheVerpflichtung der Gemeinden zur
Umsetzung der ILO Konvention 182
besteht nicht. Das Übereinkommen
bindet nur auf der Ebene der Mit-
gliedsstaaten. Keine Kommune käme
auf den Gedanken, selbstständig den
Atomwaffensperrvertrag umzusetzen.
Die Bundesrepublik Deutschland ist
ihren Verpflichtungen durch das ge-
setzliche Verbot der Kinderarbeit
nachgekommen. Auch anlässlich der
Unterzeichnung der ILO-Konven-
tion 182 sah der Bundesgesetzgeber
keineVeranlassung, Kompetenzen zur
weiteren Ausgestaltung dieses Verbots
an die Gemeinden zu übertragen.

Resultierende Rechtsverletzungen
Durch die Nachweiserfordernisse
wird massiv in die Rechte der Stein-
metze und Steinhändler eingegriffen.
Betroffen ist sowohl das Grundrecht
der Berufsausübung als auch das ver-
fassungsrechtlich garantierte Eigen-
tumsrecht. Importe werden, da es bis
heute kein weltweit funktionierendes
Nachweissystem gibt, erschwert und
behindert. Einzelne Händler, die sich
auf Zertifikate für bestimmte Länder
stützen, können Monopolstellungen
aufbauen und die Preise diktieren.
Eine staatliche Kontrolle der selbster-
nannten Zertifizierungsstellen findet
nicht statt. Ein großes Problem stellen
schließlich Altsteinbestände dar, die
vor den Satzungsänderungen erwor-
ben wurden und an deren Nutzung
die betroffenen Steinmetze nach Ab-
lauf einer Übergangsfrist gehindert
sind.Da zahlreiche Steinimporte über
europäische Zwischenhändler abge-
wickelt werden, verletzen die Satzun-
gen möglicherweise auch die gemein-
schaftsrechtlich garantierte Dienstleis-

tungs- und Warenverkehrsfreiheit.
Schließlich ist auch eine Verletzung
völkerrechtlicher Verpflichtungen der
Bundesrepublik zu befürchten. Das
Welthandelsrecht verbietet einseitige
Handelsbeschränkungen. Die Satzun-
gen beschränken das Nachweiserfor-
dernis jedoch pauschal auf einige aus-
gewählte Staaten, teilweise sogar auf
ganze Kontinente. Damit wird der
Steinimport aus diesen Regionen be-
hindert. Eine völkerrechtlich tragfä-
hige Begründung hierfür lässt sich
auch aus der ILO-Konvention nicht
herleiten.Die resultierendeVerletzung
der internationalen Verträge fällt auf
die Bundesrepublik zurück.

Der Rechtsweg
Wie oben bereits angesprochen, sind
die Friedhofssatzungen von München
und Andernach bereits Gegenstand so
genannter Normenkontrollverfahren.
Das Oberverwaltungsgericht Rhein-
land-Pfalz hat den Termin für die
mündliche Verhandlung auf Anfang
November festgesetzt, so dass mit ei-
ner Entscheidung noch in diesem Jahr
zu rechnen ist.
Neben dem Problem der Rechtmä-
ßigkeit der Normen stellt sich auch
die Frage der Haftung der betroffenen
Kommunen und möglicher Schadens-
ersatzansprüche. Den Gemeinden
drohen nicht nur langwierige Verfah-
ren, sondern letztlich auch Schadener-
satzforderungen in erheblicher Höhe,
wenn die Gerichte die fehlende Sat-
zungskompetenz bestätigen. Insbe-
sondere die Verletzung von Gemein-
schaftsrecht gegenüber Steingroß-
händlern aus anderen europäischen
Staaten birgt ein beträchtliches finan-
zielles Risiko in sich. Die von zahlrei-
chen Gemeindevertretungen geplan-
ten Satzungsänderungen, die inhalts-
gleich mit den verfahrensgegenständ-
lichen Bestimmungen sind, sollten bis
zu einer endgültigen gerichtlichen
Klärung zurückgestellt werden.
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